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Tagesordnungspunkt 
 
Antrag der F.D.P.-Fraktion vom 14.06.2001 zum Projekt "Selbstständige Schule" 
 
 
Inhalt 
 
Mit Schreiben vom 14.06.2001 stellte die F.D.P.-Fraktion folgenden Antrag für die Ratssitzung am 
03.07.2001: 
 
Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach beauftragt die Verwaltung, kurzfristig mit den städtischen 
Schulen Kontakt aufzunehmen, um eine Beteiligung an dem Projekt der Landesregierung „Selbst-
ständige Schule“ zu erreichen. 
Die Verwaltung wird außerdem gebeten, Vorschläge zu erarbeiten, wie die Schulen, die sich an 
dem Projekt beteiligen wollen, sowohl finanziell als auch organisatorisch möglichst unterstützt 
werden können. 
Der Antrag ist beigefügt. 
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Stellungnahme der Bürgermeisterin: 
 
Angelegenheiten, über die der Rat Beschluss fassen soll, sind vorher von den Ratsausschüssen zu 
beraten, soweit sie in deren Zuständigkeitsbereich fallen (§ 1 Abs. 2 Zuständigkeitsordnung der 
Stadt Bergisch Gladbach –ZuO-).  
Der Ausschuss für Bildung, Kultur, Schule und Sport berät gem. § 11 Abs. 2 ZuO u.a. grundsätzli-
che Angelegenheiten des Aufgabenbereichs Schule und ist damit sachlich für den Antrag der 
F.D.P.-Fraktion vom 14.06.2001 zum Projekt „Selbstständige Schule“ zuständig. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, den Antrag gem. § 12 Abs. 1 Geschäftsordnung vom Rat ohne Aus-
sprache an den Ausschuss für Bildung, Kultur, Schule und Sport zu überweisen. 
  
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die Schulträger erst nach den Sommerferien von der Lan-
desregierung die Bewerbungsunterlagen zum Modellversuch, in denen die Rahmenbedingungen 
vorgegeben sind, erhalten werden. Damit wird es  auch erst möglich sein, Finanzmodelle zur Aus-
stattung einer selbstständigen Schule zu entwerfen. Für die am Projekt beteiligten Schulen sollen 
die Finanz- und Personalausstattung des Landes und der Gemeinden zusammengeführt werden. 
Entschließt man sich für eine Teilnahme, sind Finanzmodelle mit dem Land abzustimmen.  
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